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2 Js 10420/24, hier Strafantrag und Anregung der Wiederaufnahme, denn Stadt, GEW, 

GeWoBau hatten vor dem 04.03.2025 niemals Eigentum auf dem Gärtnerei-Philipps-

Gelände 

Anlagen 1-15  

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte                      , 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 19.03.2025 (Anlage 1). Zunächst ist Ihnen 

und Frau                außerordentlich für die bisherigen Ermittlungen und die ergiebige 

Zusammenfassung zu danken. Das ist mehr, als nach meinem damaligen Kenntnisstand zu 

erwarten war. Er beinhaltet das Wissen um die im europäischen wie im bundesweiten 

Vergleich erbärmliche Immunitätslage der Marburger Gesellschaft gegenüber bestimmten 

Ausformungen der Inländerkriminalität. Allerdings stellen sich die von Drs. Spies und Kopatz 

zu verantwortenden Unregelmäßigkeiten bei der Stadt Marburg nunmehr in neuem Lichte 

dar. Neben Untreue eröffnet sich Betrug. Bitte verstehen Sie es als Höflichkeit, dass hier 

nicht nur die 4. Gewalt, sondern weiterhin Sie als 3. Gewalt einbezogen werden.  

Zu Befangenheit und Interessenkonflikten 

Der seit 23.05.2025 in Marburg leitende Oberstaatsanwalt Ulf Frenkler, Jahrgang 1971, 

wird als Unterstützer angegeben in einem Aufruf der Grünen zur Wahl der damaligen 

Amtsrichterin Nadine Bernshausen zur Oberbürgermeisterin am 14.03.2021 (Anlage 2). 

Nadine Bernshausen, Jahrgang 1979, jetzt Bürgermeisterin, ist nicht nur Ehefrau des 

vormaligen Bürgermeisters Dr. Franz Kahle, sondern war damals und seit 2007 Amtsrichterin 

und zeitweise gleichzeitig Ausschussvorsitzende im Kreistag. Somit wirkte dasselbe Ehepaar 

in Legislative, Judikative und Exekutive. Zu allem Überfluss war Nadine Bernshausen auch 
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noch zeitgleich Mitglied der Synode der EKD, kandidierte gar am 08.05.2021 für deren 

Vorsitz.  

Das ist zwar nicht verboten und persönlich schätze ich beide sehr. Eine solche Neuinter-

pretation des Vier-Augen-Prinzips widerstrebt der Gewaltenteilung, dem Rechtsstaats-

prinzip (Art. 20 III GG) bzw. dem fair trail-Grundsatz (Art. 6 EMRK) aber zutiefst. In den 

Augen eines Arztes in der Forschung, wo jeder kleinste Interessenkonflikt vor den 

Ethikkommissionen, in Anträgen an Behörden und bei Veröffentlichungen in Fachzeit-

schriften offengelegt werden muss und Ablehnung, Verzögerung bzw. vertiefte Prüfung zur 

Folge hat, wirkt eine derartige Ämterhäufung zutiefst unsauber und erinnert irgendwie an 

Albrecht IV von Brandenburg. 

Zudem ist der Jurist und Politologe Ulf Frenkler Sprecher des Landesverbandes der Neuen 

Richter*innenvereinigung. Satzungsmäßig sieht diese sich als Berufsvereinigung. Die Neue 

Richtervereinigung darf mit ca. 560 Mitgliedern versus ca. 18.000 im Deutschen Richterbund 

als Splittergruppe bezeichnet werden, die offenkundig eine Reihe grüner Anliegen vertritt 

und einer politischen Amtsführung das Wort redet. 

Angesichts dieses Mindsets ist erwartbar, dass jeder, der mit der gebotenen scharfen 

Härte gegen Erbfilz (bereits dem Vater von Carsten Schreyer wurden von den damaligen 

SPD-Stadtvätern Baugrundstücke und Planungsgewinne zugeschustert) und Vetternwirt-

schaft in der Marburger Kommunalpolitik vorgeht, beizeiten zurückgepfiffen wird. 

Es ist soweit klar, dass Prozessbeteiligte keinerlei Recht und das Gericht keinerlei 

Möglichkeit zum Ausschluss befangener Staatsanwälte haben. Da unser Oberbürgermeister 

als Straßenverkehrsbehörde durch vermurkste Ampelschaltungen Sie selbst, sehr geehrte                

, auch auf ihrem Weg zur Arbeit ausbremst und über Ihre endliche und kostbare Lebenszeit 

verfügt, könnte doch über Devolution und Substitution durch ortsfremde Kollegen von den 

StA Fulda, Hanau, Frankfurt oder Darmstadt einmal nachgedacht werden, zumal in Fulda die 

Werner-Projektentwicklung (aus Mittelkalbach) sich höherer Bekanntheit erfreuen dürfte. 

Herr OStA              von der GStaA FfM mochte das bislang noch nicht nachvollziehen.  

Dabei sollte nach allgemein gesundem Dafürhalten vollkommen klar sein, dass eine 

Staatsanwaltschaft nicht gegen einen Oberbürgermeister am Ort ihres Sitzes ermitteln kann, 

z.B. bereits weil der Oberbürgermeister über die entsprechenden gemeindlichen Register 
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Wohnort und Grundeigentum des Staatsanwaltes herausfinden, sowie sämtliche 

kommunalen Stress- und Schikanemöglichkeiten nutzen kann, z.B. als Ordnungsbehörde. 

Strafantrag 

Der Vollständigkeit halber stelle ich, Andreas Matusch, – diesmal als Privatperson – 

Strafantrag, wegen aller in Frage kommender Tatbestände, z.B. Betrug oder Untreue. Durch 

das hier unterbreitete Wirken der Drs. Kopatz und Spies wird die Bebauung von 76% des 

19.877 m² Gärtnerei-Philipps-Geländes – bislang Grün- und Gehölzfläche im baulichen 

Außenbereich in Siedlungsrandlage – mit riesenhafter Kubatur bis 15 m über 

Geländeoberkante nebst Versiegelung weiterer 12%, Entwicklung von Einzelhandel auf 

2.444 m² Verkaufsfläche ohne einen einzigen verbindlich festgelegten Kundenparkplatz 

ermöglicht. Dies bedeutet nicht nur eine massive Wertminderung meines Erbes, des 

Wohnhauses unter o.g. Adresse und meines Grundstücks gegenüber (Anlage 3), durch 

Verhunzung der Wohnidylle und der Spaziergehwege, sondern auch eine enorme 

Belästigung durch Parkplatzsuchverkehr und Wildparker. Die Erreichbarkeit unserer 

Grundstücke wird nicht nur für Versorgungsfahrten, sondern auch für die Rettungsdienste 

erschwert, bis hin zum Verkehrsinfarkt an Rotenberg und Hoher Leuchte. Dem Projektierer 

werden ca. 2 bis 5 Mio. € Planungsgewinne zugeschustert, ohne erkennbare 

verhältnismäßige Gegenleistung, auf Kosten von Wertminderung und Belästigung der 

Grundstücke im Einwirkungsbereich. Meine Eltern, Geschwister und ich werden geschädigt  

 
a) Stand 2010, aus Landschaftsplan Marburg-Mitte, Entwicklungs-
karte E2 

 
b) Stand 20.03.2018 aus VO/6171/2018, Seite 9 

Abb. 1 Parzellierung / Grundstückskataster vor 2019 
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durch sicher eintretenden materiellen Schaden in Höhe von 50.000 €, immateriellen 

Schaden und die Eröffnung zusätzlicher unnötiger Risiken.   

Im Rahmen der Ermittlungen wurden offensichtlich nicht einmal 1) die Eigentümer-

auskünfte einschließlich 2) Datum des Eigentümerwechsels und 3) jeweils gültiger 

Grundstückskataster (Zuschnitt der Flurstücke) des seit 2016 mindestens viermal 

umparzellierten Geländes (vgl. Abb. 1, 2a, 3, 4a) eingeholt, geschweige denn 4) Grundbuch-

auszüge, 5) Kaufverträge und 6) der oder die öffentlich-rechtlichen Verträge der Stadt 

Marburg mit den Projektierern eingeholt.  

I 

Sozusagen als Appetitanreger einfachster unkomplizierter Amtsermittlung, - nämlich  
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Abb. 2a Parzellierung / Grundstückskataster Stand Juli 2019, aus VO/7012/2019 vom 13.09.2019 zur 

Stadtverordnetenversammlung vom 22.11.2019 (Aufstellungsbeschluss) 

Einholung dieser sechs simplen Informationen bzw. Dokumente bei Behörden - werden 

hier Eigentümerauskünfte vom 21.02.2019 und vom 30.10.2025 als neuer Teil des 

Beweismaterials eingeführt (Anlage 4). Demnach gehörten am 21.02.2019 der Werner-

Projektentwicklung die Eckparzelle FlSt. 1/3 à 1.001 m², Philipps Senior mindestens FlSt. 1/18 

und 1/32 à 9.356 m², zu 9.520 m² (damals FlSt. 1/19, 1/20, 1/25, 1/27, 1/28, 1/29, 1/30, 1/31, 

2/3, 2/4) wurde kein Eigentümer abgefragt, vgl. Abb. 2. Es ist davon auszugehen, dass diese 

9.520 m² damals ebenfalls noch Philipps gehörten. 

 
Abb. 2b Eigentumsverhältnisse lt. Auskunft Amt für Bodenmanagement vom 21.02.2019, eingetragen in die Plankarte zum 
Bebauungsplan 24-9. Mindestens der rot umrandete Bereich war noch im Eigentum des Inhabers der vormaligen Gärtnerei, 
Herrn Philipps Senior. (vgl. Anlage 4) 

Am 30.10.2025 waren 18.392 m² im Eigentum der Werner Projektentwicklung und 1.485 m² 

im Eigentum von Philipps                      . Extern gehörte die 950 m²-Fläche für das 

Regenrückhaltebecken gegenüber dem Gärtnereigelände (Marburg, Flur 23, FlSt. 53/2) der 
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Eigentümer- und Betreiberfamilie des Sellhofs und die avisierte 2.106 m²-Fläche (Marburg 

Flur 23, FlSt. 45) für eine ökologische Ausgleichsmaßnahme einer Frau XXX. 

 
Abb. 3 Parzellierung / Grundstückskataster nach Juli 2019, aus Bürger-GIS/Ingrada, bereits so enthalten im Übersichtsplan zum 
Vorentwurf, offengelegt im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ab 13.03.2024 

Auch die Begründung zum Bebauungsplan äußert sich – identisch Stand 21.10.2024 und 

Stand 28.02.2025 – auf Seite 37 gleichlautend: 

„3.8 Eigentumsverhältnisse. Die vorhandenen öffentlichen Verkehrsflächen im Plangebiet 

(Straßenflächen Oberer Rotenberg) sind Eigentum der Universitätsstadt Marburg. Die 

privaten Grundstücksflächen, mit Ausnahme des bestehenden Wohnhauses der 

Betreiberfamilie und einer kleinen Teilfläche (Grundstücksfreiflächen), sind aktuell im Besitz 

eines Investors, welcher nach Beschlussfassung (Rechtskraft) des Bebauungsplans und 

Herstellung der Infrastruktureinrichtung diese Flächen an die Universitätsstadt Marburg und 

die SEG Marburger Stadtentwicklungsgesellschaft veräußert.“  

In der Version zum Vorentwurf - Stand 05.03.2024 -  fand sich ebenso dieser Passus auf 

Seite 22 ohne den Einschub „mit Ausnahme….(Grundstücksfreiflächen)“ 
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Abb. 4a Parzellierung / Grundstückskataster am 09.04.2025, aus Geoportal Hessen 

Als dritte Quelle zu den Eigentumsverhältnissen werden die Geschäftsberichte (Jahresab-

schlüsse) und Wirtschaftspläne der SEG herangezogen, diese finden sich jeweils in Teil III des 

Haushaltsplans der Stadt Marburg, online verfügbar hier: 

https://www.marburg.de/portal/seiten/haushalt-der-stadt-marburg-900000736-23001.html 

und auszugsweise in Anlage 15. 

In den Wirtschaftsplänen zu 2019 findet sich weder der Rotenberg, noch irgendwelcher 

Neuerwerb von Grundstücken. Für 2020 waren 450.000 € für Grundstückskäufe am 

Rotenberg einschließlich 20.000 € für Erschließungsplanung vorgesehen (Seite 1094), für 

2021 weiterhin 430.000 € für Grundstückskauf Rotenberg (Seite 1096). Für 2022 waren nur 

noch 20.000 € für „Erschließungsplanung Oberer Rotenberg“ und nichts mehr für 

Grundstückskauf eingestellt (Seite 1140). Für 2023 waren 660.000 € für Grundstückskauf am 

Oberen Rotenberg und weiterhin 20.000 € für Erschließungsplanung vorgesehen (Seite 

1166). Für 2024 waren 680.000 € für Grundstückskauf und 130.000 € (Differenz zu Gesamt 

810.000 €) für Erschließungsplanung und Abbruchkosten eingeplant (S. 1154). Für 2025 

https://www.marburg.de/portal/seiten/haushalt-der-stadt-marburg-900000736-23001.html


8/26 

 

waren nunmehr 1.000.000 € nur für „Erschließungskosten Oberer Rotenberg“ eingeplant, 

aber nicht für Grundstückskauf (S. 1210). 

 
Abb. 4b Eigentumsverhältnisse lt. Auskunft Amt für Bodenmanagement vom 30.10.2025, eingetragen in die 
Plankarte zum Bebauungsplan 24-9. Der Stadt oder ihren Tochtergesellschaften SEG oder GeWoBau gehörte 
auf den 19.877 m² ehemaligen Gärtnereigelände (grün schraffiert) gar nichts (vgl. Anlage 4). 

In den Jahresabschlüssen finden sich zu 2019 gar kein Grundstückskauf (S. 1111), zu 2020 

lediglich 1.191 m² Zukauf am Hasenkopf (S. 1112), zu 2021 lediglich Zukäufe von 14.289 m² 

am Hasenkopf und 9.272 m² in Ginseldorf (S. 1156), zu 2022 lediglich Zukauf von 7.302 m² 

am Hasenkopf (S. 1182), zu 2023 lediglich Zukauf von 6.339 m² am Hasenkopf (S. 1169), zu 

2024 lediglich Zukauf von 8.769 m² am Hasenkopf (S. 1224). In den Jahren 2019 bis 2024 

kaufte die SEG somit keinerlei Grund am Oberen Rotenberg auf dem Gärtnerei Philipps 

Gelände, trotz Bereitstellung entsprechender Mittel in den Wirtschaftsplänen zu 2020 - 

2024. Ebenso wenig finden sich dort Verkäufe am Rotenberg. Allerdings wurden 2024 

Ausgaben für Erschließungskosten am „oberen Rotenberg“ getätigt, ein nicht bezifferter 

Teilbetrag aus einer Gesamtheit von 721.400 € für diesen und drei weitere Posten (S. 1221 

Abs. 4). Dabei kann es sich nur um Abbruchkosten handeln, jedenfalls waren 2024 nur 

Abbrucharbeiten im Gelände ersichtlich. 
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Damit ist sicher belegt, dass die SEG vor 2024 niemals Eigentum auf dem ehemaligen 

Gärtnereigelände hatte. Da Grundstücke keinem Hochfrequenzhandel unterliegen und nach 

Lage der Dinge, zumal ausweislich Wirtschaftsplan, die SEG exklusiv als Einzige für die Stadt 

diese Grundstücke erwirbt, ist auch Grundeigentum der Stadt direkt oder über ihre 

GeWoBau auszuschließen. Für 2025 gilt dies vorbehaltlich der Verzögerung zwischen 

Eintreten der vertraglichen Bedingung für den Eigentumsübergang und Eintragung ins 

Grundbuch. Im Wirtschaftsplan der SEG sind jedoch für 2025 überhaupt keine Mittel für 

Grunderwerb am Rotenberg vorgesehen (Anlage 15, S. 1210). Zudem findet sich in 

VO/2482/2025 vom 04.03.2025, (Anlage 5, S. 3) die Aussage: „Der Städtebauliche Vertrag 

liegt weitgehend ausgehandelt vor, jedoch ist dieser zum Zeitpunkt der Vorlagenerstellung 

von den Vertragsparteien noch nicht beidseitig unterschrieben. Es wird sichergestellt, dass 

der unterzeichnete Städtebauliche Vertrag bis zur Sitzung des Bau- und 

Mobilitätsausschusses am 20.03.2025 vorliegt. Nur mit dem Vorliegen des unterzeichneten 

Städtebaulichen Vertrages kann die öffentliche Beratung dieser Beschlussvorlage im Bau- 

und Mobilitätsausschuss am 20.03.2025 erfolgen. Sollte es aus unterschiedlichen Gründen zu 

zeitlichen Verzögerungen kommen, wird sich die Beschlussfassung zeitlich verschieben 

müssen.“ 

Tatsächlich wurde die Beschlussfassung letztlich auf den 26.09.2025 verschoben. Damit 

ist ein Eigentumsübergang auf die Stadt bzw. die SEG vor dem 04.03.2025 sicher und vor 

dem nahezu 20.03.2025 auszuschließen. 

Das Gärtnereigelände entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungsplans abzüglich 

vorbestehender Straßengrundstücke und den Acker für das Regenrückhaltebecken. 

 

Bereits aus diesen bruchstückhaften Informationen – die im Übrigen jedermann einholen 

kann - erweist sich  

1) der nicht dem Wortlaut, sondern nur dem Inhalt nach wiedergegebene Vortrag der Drs. 

Spies und Kopatz unbekannten Datums vor dem 19.03.2025 vor der Staatsanwaltschaft, 

mindestens 7⅓ Monate vor der Eigentümerauskunft vom 30.10.2025 (Anlage 3) als 

unplausibel und - sofern noch den Stand vor dem 04.03.2025 wiedergebend - bereits 

jetzt gesichert als Lüge:    
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„Die Einbeziehung eines privaten Investors zur Neuordnung des Gebietes sei darüber 

hinaus auch sinnvoll gewesen. Dieser habe das Gebiet geordnet und später die für den 

Wohnungsbau benötigten Flurstücke an die GeWoBau und die SEG weitergegeben. Der 

Kaufpreis habe dabei noch deutlich unter dem Bodenrichtwert gelegen.“ 

Im unwahrscheinlichen Fall, dass der Kaufpreis bereits geflossen ist, deutlich vor dem 

Datum Ihres Schreibens vom 19.03.2025, aber zum 30.10.2025 noch immer keine 

Eintragung von SEG, GeWoBau bzw. Stadt im Grundbuchinformationssystem vorliegen, 

könnte sich ebenso der Bereich der Untreue auftun.  

Nun zu den diesbezüglichen Beschlussvorlagen für die Stadtverordnetenversammlung, 

die Drs. Kopatz bzw. Spies als Dezernenten verantworteten (sämtlich auch unter 

https://www.marburg.sitzung-online.de/public/si010): 

2) Der Wahrheitsgehalt der Dr. Kopatz zuzurechnenden Aussage in VO/2482/2025 vom 

04.03.2025 (Anlage 5, Seite 2, Abs. 2) zu TOP Ö10/Ö11 der StVV vom 26.09.2025 bedarf 

noch abschließender Überprüfung anhand des Jahresabschluss 2025 der SEG 

(Ausbuchung des Kaufpreises, Einbuchung des Grundstücks?) bzw. einer noch 2025 

erfolgten Grundbucheintragung: 

„Sachverhalt: Auf den Grundstücken der ehemaligen Gärtnerei Philips im Stadtteil 

Marbach ist die Errichtung eines Lebensmittelmarktes mit 1.400 qm Verkaufsfläche sowie 

eines Wohnquartiers mit bis zu 90 Wohneinheiten vorgesehen. […] Der Wohnungsbau soll 

vorwiegend im „geförderten Wohnungsbau“ und als „gemeinschaftliches Wohnen“ auf 

Flächen der städtischen Gesellschaften GeWoBau und SEG realisiert werden.“  

Korrekt wäre hier mindestens Hinzunahme des Attributs „künftig“ gewesen, auf 

„künftigen Flächen der GeWoBau und SEG“. Das steht dort aber nicht. Deswegen musste 

der Leser davon ausgehen, dass GeWoBau und SEG bei Abfassung des Textes, spätestens ab 

Veröffentlichung im Sitzungsinformationssystem „Allris“ bereits Eigentümer der Flächen 

waren und insbesondere der Kaufpreis bereits geflossen war. 

Erwiesenermaßen belogen Drs. Spies und Kopatz die Stadtverordnetenversammlung wie 

folgt: 

3) Dr. Kopatz belog die StVV vom 15.11.2024 in VO/2264/2024 vom 21.10.2024 zu TOP 

Ö19/Ö20 (Anlage 6), Seite 1, Abs. 2, Zeile 4: 
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„Auf dem Grundstück der ehemaligen Gärtnerei Philips ist die Errichtung eines 

Lebensmittelmarktes sowie eines Wohnquartiers mit bis zu 90 Wohneinheiten vorwiegend 

im „geförderten Wohnungsbau“ und als „gemeinschaftliches Wohnen“ auf Flächen der 

städtischen Gesellschaften GeWoBau und SEG vorgesehen.“, vgl. oben. 

4) Dr. Spies belog die StVV vom 22.11.2019 in VO/7012/2019 vom 13.09.2019 (Anlage 7, 

bereits bei den Verfahrensunterlagen), Seite 1, letzte 5 Zeilen: 

„Im Plangebiet ist die Errichtung eines Lebensmittelmarktes sowie eines kleinen 

Wohngebietes mit 30 bis 40 Wohneinheiten im „geförderten Wohnungsbau“ und als 

„gemeinschaftliches Wohnen“ auf stadteigenen Flächen bzw. auf Flächen von städtischen 

Gesellschaften vorgesehen. Hierzu wurde bereits von der Stadtverordnetenversammlung 

ein entsprechender Beschluss in der Sitzung vom 23.11.2018 gefasst.“  

Erst auf Seite 2 Absatz 3 wird dies eingeschränkt: 

„Da der Betrieb der Gärtnerei Philipps weitgehend eingestellt ist, wurde ein Großteil der 

Flächen an den Vorhabenträger des Lebensmittelmarktes bereits verkauft.“ 

5) Die von Dr. Spies in VO/6502/2018 vom 23.10.2018 (Anlage 8, Seite 5, Abs. 3) zur StVV 

vom 23.11.2018 behaupteten Eigentumsverhältnisse spiegelten sich zumindest noch 

nicht in der Eigentümerauskunft vom 21.02.2019, 121 Tage nach Abfassung, wider.  

„Bereits im zu TOP 8 September 2016 hatte ein Vorhabenträger die Einleitung eines Bauleit-

planverfahrens zur Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsfläche von rd. 

1.500 m² am Oberen Rotenberg im Bereich der ehemaligen Gärtnerei Philipps beantragt. ….. 

Zwischenzeitlich hat der Antragsteller weitere Flächen um die ehemalige Gärtnerei 

erworben, so dass sich jetzt eine Fläche von rd. 1,5 ha in seinem Eigentum befindet, von 

welcher der größere Anteil aber nicht für den Lebensmittelmarkt benötigt wird. Hier bietet 

sich die Chance, das Vorhaben durch ein Wohnungsbauprojekt zu ergänzen. Denkbar wären 

hier 30 bis 40 Wohneinheiten im geförderten Wohnungsbau oder als Gemeinschafts-

Wohnprojekte in bis zu 3-geschossigen Wohngebäuden. Entsprechende Gespräche sind mit 

dem Vorhabenträger und weiteren potenziellen Umsetzungspartnern zu führen. Die Vergabe 

der Wohnbaugrundstücke obliegt dabei der Universitätsstadt Marburg; die Flächen sollen 

nicht beim Eigentümer verbleiben“ 
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Laut o.g. Eigentümerauskunft (Abb. 2b) vom 21.02.2019 befanden sich nur 1.002 m² = 

0,1 ha im Eigentum der Werner-Gruppe. Selbst wenn ihr damals sämtliche nicht abgefragten 

9.520 m² gehörten, summiert sich dies nur auf 1,1 ha und nicht auf 1,5 ha.  

Schon die vom Vorgänger von Dr. Spies in der Funktion des Stadtplanungsdezernenten 

Dr. Kahle verantwortete VO/5624/2017 vom 06.06.2017 (Anlage 9, bereits bei den 

Verfahrensunterlagen) zu den Bauausschusssitzungen vom 17.08.2017 und 19.04.2018 

enthält eine Falschaussage: 

„Mit Schreiben vom 21.09.2016 hat der Eigentümer beantragt, für den Planbereich ein 

Bebauungsplanverfahren einzuleiten. Die Zielsetzung ist auf der Teilfläche der Gärtnerei 

einen Lebensmittelmarkt für den Stadtteil Marbach und die im Einzugsgebiet liegenden 

Stadtteile zu errichten.“ 

Diese Aussage täuscht zwar die Stadtverordneten nicht über städtisches Eigentum, konnte 

aber für den Alteigentümer Joachim Philipps enorm kreditgefährdend sein. 

Denn nicht nur Anlage 8, s.o., sondern auch Anlage 7 „Mit dem Schreiben vom 21.09.2016 

hat der Neu-Eigentümer die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens für den Bereich des 

geplanten Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsfläche von 1.500 m² am Oberen 

Rotenberg, auf einer Teilfläche der ehemaligen Gärtnerei Philipps beantragt.“ und 

Plausibilitätsgründe sprechen für die Firma Werner-Projektentwicklung als Antragsteller. 

6) Den Einwendungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde einzeln erwidert, die 

Erwiderungen in „Abwägungstabelle“ zum Satzungsbeschluss der StVV vom 26.09.2025 

veröffentlicht (Anlage 10) und den Einwendern mit Datum vom 10.11.2025 persönlich 

übersandt. Auch hier ist aus der Feder von Dr. Kopatz die aus vorliegender Erkenntnislage 

überprüfungsbedürftige und durch den Wirtschaftsplan 2025 der SEG nicht gedeckte 

Aussage enthalten, vgl. Seite 27, drittletzte Zeile: 

„Die SEG und GeWoBau sind bereits Eigentümerinnen von Flächen im Plangebiet.“ 

 

Auch die Wahrnehmung durch die örtliche („Oberhessische“) Presse deutete darauf hin, 

dass die Stadt, bzw. SEG bzw. GeWoBau bereits Eigentümerinnen seien, z.B. 28.09.2025 

„Das gemeinschaftliche Wohnen sei dabei laut Kopatz aber „kein Sozialprogramm“. Die 

Stadt gebe zwar ohne Gewinnabsicht Grundstücke ab, stütze aber nicht die Finanzierbarkeit 
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der Neubauten.“; z.B. 01.11.2024 „„Auf dem freien Markt werden die Flächen sicher nicht 

landen, das würde den eingeschlagenen Weg der Bodenbevorratung widersprechen“, sagt 

Jürgen Rausch, SEG-Geschäftsführer.“; z.B. 28.01.2025 „Die Gewobau kündigt an, im Laufe 

dieses Jahres das auf 90 Apartments ausgerichtete Wohnviertel zu erschließen – in direkter 

Nachbarschaft zu dem in den Grundstücksplänen bereits eingezeichneten Supermarkt.“ 

 

II 

Mangels Eigentum und hinreichender Sicherheiten der Stadt hat auch die Kostenauf-

teilung bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans keine Grundlage. Sie erfolgte eben nicht, 

wie suggeriert, unter Eigentümern benachbarter Grundstücke für gemeinsame 

Entwicklungsanliegen, sondern nur aufgrund einer unklaren, intransparenten künftigen 

Übernahmeoption für städtische Gesellschaften zu unklarem Preis und mit unklaren 

Sicherheiten. Die über 15.000 € (ausweislich Schlusszeilen Beschlussvorlage VO/7012/2019 

zum Aufstellungsbeschluss der StVV vom 22.11.2019 -bereits bei den Verfahrensunterlagen- 

„Finanzielle Auswirkungen: Ein entsprechender Kostenansatz von 15.000,- Euro für die 

Umweltprüfung samt Umweltbericht ist für das Jahr 2020 im städtischen Haushalt bereits 

eingestellt.“)  

allein für die Erstellung des Bestandteiles „Umweltbericht“ zuzüglich weiterer Kosten für 

den Bestandteil „Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag“ wurden gemeinschädlich zu Gunsten 

allein der Werner-Projektentwicklung von der Stadt übernommen. Offenkundig wurde der 

tatsächlich an das Planungsbüro Gerhard Kohl, Hainholzweg 11, 37085 Göttingen, 

geflossene Betrag, also der Zahlungsbeleg der Stadtkasse bzw. der SEG, ebenfalls nicht 

ermittelt.  

Insgesamt wurde in der Beschlussvorlage VO/6502/2018 zu TOP 8 der StVV vom 

23.11.2018 (Anlage 8) gar ein Rahmen von 150.000 € (Seite 5 unten) allein im Haushaltsplan 

für 2019 nur für Planungskosten für die Baugebiete Hasenkopf und dem hier gegenständ-

lichen Oberen Rotenberg genannt, die Aufteilung zwischen diesen beiden Projekten aber 

noch nicht.  

Die Argumentation über eine vermeintliche Verpflichtung der Stadt zur Übernahme von 

Planungskosten im Rahmen einer Angebotsplanung (vgl. Anlage 10, Seite 27) trägt auch 
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nicht. Bei klassischer Angebotsplanung wird auf dem Grund einer Vielzahl von Alteigentü-

mern für eine Vielzahl von Neueigentümern geplant. Das BauGB stellt der Stadt eine Vielzahl 

an Instrumenten bereit, um Planungsgewinne abzuschöpfen (s.u., S. 25/26). Gegenständlich 

handelt es sich hingegen klar aus der Perspektive der öffentlichen Finanzen um eine rein 

vorhabenbezogene Planung. Für ein- und denselben Alt- wie Neueigentümer wird ein 

Vorhaben aus einem Guss geplant. Die Planungstiefe mit schon fertigen Architekten-

entwürfen erreicht den Detaillierungsgrad von Bauvorlagen auf der Genehmigungsebene 

einzelner Vorhaben. Allein aus der baurechtlichen Planungshoheit der Gemeinde leitet sich 

mit Sicherheit keine Pflicht zur Haushaltsuntreue ab. Die Stadt übernimmt auch nicht die 

Planungskosten für meinen Wohnhaus-Anbau. 

Neben Teilen der Planungskosten für die rein privatnützigen Interessen einer Privat-

person übernimmt die Stadt über ihre 100%-ige Tochter Stadtentwicklungsgesellschaft, SEG, 

bzw. selbst auch noch Vermarktungskosten für Teilgrundstücke im Rahmen des „Marburger 

Konzeptverfahren für Gemeinschaftliches Wohnen im Baugebiet Oberer Rotenberg“, siehe 

https://www.marburg.de/portal/seiten/gemeinschaftliches-wohnen-in-der-

universitaetsstadt-marburg-900002046-23001.html. Geschäftsführer der SEG ist der 

ehemalige Leiter des Fachbereichs 6 Bauen und Planen der Stadt Marburg und SPD-Mitglied 

Jürgen Rausch, XXXXXXXX, Ehemann der seit kurzem im Ruhestand befindlichen Richterin 

am Amtsgericht Marburg Ulla Rausch.  

Drittens übernahm ausweislich Jahresabschluss der SEG 2024 diese 100%-ige Tochter der 

Stadt auch noch nicht bezifferte vorgeblich Erschließungs- real Abbruchkosten, für die im 

Wirtschaftsplan bis 130.000 € vorgesehen waren, s.o.. 

 

III 

Ebenso ist es Lüge, die Stadt könne kein Vorkaufsrecht ausüben, vgl. Einlassung Dr. Spies 

„Zudem habe eine interne Prüfung zu dem Ergebnis geführt, dass der Stadt im Zeitpunkt des 

Kaufvertrages gar kein Vorkaufsrecht zugestanden habe, da die Voraussetzungen der § 24, 

25 BauGB überhaupt nicht vorgelegen haben.“ Genau diese Vorrausetzungen kann jede 

Gemeinde sich zu jedem Grundstück auf ihrem Gebiet unkompliziert durch Satzung 

schaffen, sofern es nicht schon plankonform bebaut ist, oder Sonderfälle vorliegen 

(Ausschlussgründe nach § 26 BauGB), bzw. eine der Planungsabsicht entsprechende 

https://www.marburg.de/portal/seiten/gemeinschaftliches-wohnen-in-der-universitaetsstadt-marburg-900002046-23001.html
https://www.marburg.de/portal/seiten/gemeinschaftliches-wohnen-in-der-universitaetsstadt-marburg-900002046-23001.html
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Bebauung gesichert ist (Abwendungsgründe nach § 27 BauGB). Alternativ steht ihr hierzu 

entweder der Weg nach § 24 BauGB über den Aufstellungsbeschluss zu einer Änderung des 

Flächennutzungsplans (wie am 22.11.2019 geschehen) oder über eine gesonderte 

Vorkaufsrechts-Satzung nach § 25 BauGB offen. Der Einfachheit halber sind hier zum 

Einstieg Auszüge aus: Jäde, Dirnberger, Weiss, Kommentar BauGB, zu §§ 24-28 BauGB auf 

dem Stand von 2009 beigefügt (Anlage 11). Die hier einschlägigen Regeln haben sich 

seitdem nicht verändert. Der Regelfall ist weit auszulegen – das ist die Möglichkeit der 

Gemeinde sich das Vorkaufsrecht satzungsmäßig einzuräumen und auszuüben -, die 

Ausnahme ist eng auszulegen – das ist die Abwendung oder fehlende Herstellbarkeit des 

Vorkaufsrechts.  

Damit verbunden ist auch die Lüge, Dr. Spies habe von der Verzichtserklärung der Stadt 

auf das Vorkaufsrecht nichts gewusst. „Er selbst habe diesen Verzicht daher gar nicht erklärt. 

Auch seien dies Entscheidungen der laufenden Verwaltung und die Dezernenten würden 

dabei gar nicht eingebunden.“ Dies bedeutete, die Entscheidung wäre quasi in freidrehender 

Eigenregie dem damaligen Stadtplaner Herrn Reinhold Kulle (seit 2021 im Ruhestand, 

wohnhaft XXXXXXXXXXXX) überlassen gewesen und dieser habe den Verzicht ohne 

Rücksprache erklärt. Da die Verzichtserklärung zur Eintragung beim Grundbuchamt 

vorgelegt werden muss, lässt sich im ersten Schritt der Unterzeichner bei Ihnen, sehr 

geehrte XXX, im Hause in der Unistr. 48, überprüfen und im zweiten Schritt die 

entsprechende Aktennotiz in den Unterlagen des Fachdienstes 61 „Stadtplanung“ der Stadt 

Marburg, Barfüßerstr. 11, nachvollziehen. Es ist ja nicht eine Privatperson, sondern die 

Gemeinde welche die Verzichtserklärung abgibt und dies verantwortet der Oberbürger-

meister Dr. Spies. Sofern hier weitere Mitarbeiter der Stadt mitverantwortlich waren, 

erweitert sich mein Strafantrag auch gegen diese.  

Vielmehr wurde Wohnungsbau auf dem Gärtnerei Philipps-Gelände und auf dem 

Hasenkopf unter der Überschrift „Bauen im Marburger Westen“ von Anfang an als 

Chefsache und persönliches Anliegen von Dr. Spies behandelt, mit viel Bohai um vorgebliche 

Bürgerbeteiligung. Den Gästen wurde hier vorgespielt, dass es um alles Mögliche andere, 

nur nicht um Geld gehe. Am Ende zog die Stadt dennoch stur durch, was sie ohnehin 

vorhatte. Z.B. führte am 18.08.2018 OB Dr. Spies persönlich die Veranstaltung 

Stadtteilspaziergang mit anschließender Diskussion an. Er als Ordnungsbehörde führte 200 

Teilnehmer ohne Erlaubnis und unter Unmutsbekundungen des damaligen Eigentümers 
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Joachim Philipps in das Privatgelände der Gärtnerei Philipps und machte sich 

uneingeschränkt für sozialen Wohnungsbau stark. 

Lüge ist auch die von Dr. Spies verantwortete Darstellung der Beschlusslage der Orts-

beiräte in VO/7012/2019 zur StVV vom 22.11.2019 (Anlage 7, bereits bei den 

Verfahrensunterlagen), Seite 3 unten: 

„Vor Einleitung des Bauleitplanverfahrens wurden die Planungen zum Lebensmittelmarkt 

mit den Ortsbeiräten Marbach und Wehrshausen erörtert. Nachdem diese ein positives 

Votum abgegeben hatten, wurde das Projekt des Lebensmittelmarktes in einer weiteren 

gemeinsamen Ortsbeiratssitzung am 29.03.2017 der Öffentlichkeit vorgestellt.“,  

Zwar stimmte am 29.03.2017 der Ortsbeirat Marbach mit 5 Ja- und einer Nein-Stimme 

noch für isoliert einen Lebensmittelmarkt ohne Wohnbebauung. Unterdessen war jedoch 

überhaupt erst ein breiteres Meinungsbild aus der Anwohnerschaft zusammengekommen. 

Das Ansinnen zum Bau von damals noch 30-40 Wohneinheiten war hinzugekommen. 

Daraufhin stimmte der Ortsbeirat Marbach am 25.09.2018 wie folgt ab (Anlage 12):  

„TOP 5 Stellungnahme des Ortsbeirats zum geplanten Baugebiet Oberer Rotenberg. 

Beschluss: Der Ortsbeirat lehnt zum jetzigen Zeitpunkt die vorgeschlagene Bebauung des 

Oberen Rotenberges ab. Weder die Verkehrs-, Abwasser-, und Frischluftproblematik zeigt bis 

heute einen Klärungsansatz. Abstimmungsergebnis: Ja 6, Nein 0, Enthaltung 0.“ 

Bekanntlich ersetzt die jüngere Entscheidung in gleicher Sache die ältere. 

Dieses Ergebnis war auch durchaus bei der Stadt Marburg angekommen, denn schon 

VO/6502/2018 zur StVV vom 23.11.2018 (Anlage 8) war zu entnehmen:  

„Der Ortsbeirat des Stadtteils Marbach hat sich in seiner Sitzung am 25.09.2018 gegen 

eine Bebauung am Oberen Rotenberg zum jetzigen Zeitpunkt ausgesprochen. Begründet 

wird die Ablehnung damit, dass aus Sicht des Ortsbeirats die Verkehrs-, Abwasser- und 

Frischluft-problematik keinen Klärungsansatz zeige. Der Ortsbeirat des Stadtteils 

Wehrshausen hat sich in seiner Sitzung am 11.10.2018 gegen größere Wohngebiets-

entwicklungen am Hasenkopf und am Oberen Rotenberg ausgesprochen aufgrund 

verkehrstechnischer Probleme, die bereits jetzt bestehen und für die aus deren Sicht auch 

eine „Westtangente“ keine Lösung darstellt, weil sie wertvolle Naherholungsflächen 

beeinträchtigen würde. Die Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes auf dem ehemaligen 
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Grundstück der Gärtnerei Philipps befürwortet der Ortsbeirat Wehrshausen und begründet 

dies mit der Nahversorgung der westlichen Stadtteile und der Entlastung des 

innerstädtischen Verkehrs.“ 

Wehrshausen hat ca. 700 Einwohner, Marbach ca. 3.350. Der Ortsbeirat Marbach hat 

sich insbesondere wegen fehlender Parkplätze und zusätzlicher Verkehrsbelastung der 

Siedlungslage konsequent wiederholt gegen das Vorhaben ausgesprochen.  

In der Ortsbeiratssitzung vom 25.03.2025 präsentierten die Bauamtsleiterin Frau Klug 

und der Geschäftsführer der Projektiererfirma, Herr Diegelmann erneut die Planungen und 

bekundeten Ortsbeiräte und Anwesende Mitbürger erneut deutlich ihren Unmut, 

insbesondere über den enormen Verkehrszuwachs durch das Vorhaben bei ohnehin schon 

desolater Vorbelastung. Dies wiederholte sich auf der Ortsbeiratsitzung am 21.10.2025 im 

Beisein des Mitarbeiters Herr XXXX von der Werner-Projektentwicklung. 

 

IV 

Schließlich ist es auch Lüge, wenn man sich die Lüge anderer zu eigen macht und 

unwidersprochen weitergibt. Trotz mehrfacher Hinweise in den Stellungnahmen zum 

Vorentwurf im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung brachte Michael Kopatz 

das lügenhafte Falschgutachten „Verträglichkeitsstudie“ von Dr. Lademann & Partner, 

Hamburg, (Anlage 13) erneut in das nachfolgende eigentliche Offenlageverfahren ein. Wie 

berichtet, wurde durch Leugnung der Existenz des Edeka-Marktes mit 1.300 m² Grundfläche 

in bereits 1,5 km Entfernung ein Bedarf für einen Lebensmittelmarkt herbeifantasiert und 

der nächste stattdessen erst in 2,5 km Entfernung verortet.  

Diese Lüge wiegt umso schwerer, als zuvor bereits die Bedarfsanalyse eines ersten 

Gutachters vorgelegt worden war, worin Edeka als nächstgelegener Lebensmittelmarkt 

bereits korrekt verzeichnet war. Auf meinen Einwand in der Stellungnahme vom 19.04.2024 

„Die Studie zum Marktpoten-tial/Bedarfsanalyse aus den Planungsunterlagen (Teil 9-

Verträglichkeitsgutachten) hat den großen EDEKA-Markt Pinschmidt in Ockershausen 

gänzlich übersehen. Er fehlt sowohl in Abbildung 11 als auch im Text. Entsprechend ist auch 

die Aussage auf Seite 7 „Der nächst-gelegene zentrale Versorgungsbereich befindet sich mit 

der Innenstadt Marburg in rd. 2,5 km östlicher Entfernung“ falsch. Pinschmidt ist vom 

Philipps-Gelände gerade einmal 1,5 km Luftlinie oder 2,1 km Straße mit gerade einmal zwei  
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Abb 5a. Erste Marktanalyse Stand 06.06.2017, Material der Werner-Projektentwicklung aus VO/5624/2017 vom 06.06.2017, Seite 8 
(Anlage 9) 

meistens grünen Ampeln entfernt. Bis zum Getränkemarkt ist es noch 200 m, bis zu 

Bäcker und Apotheke in Ockershausen 350 m kürzer. All dies wird von Google-Maps 

zuverlässig angezeigt.“ antworteten die Gutachter nun auch noch dreist wie folgt (Seite 3 

von 4 der Ergänzung vom 07.06.2024, Dr. Lademann und Partner, Anlage 13): 

„Der Edeka-Markt hat tatsächlich in der Darstellung innerhalb des Gutachtens gefehlt. Er 

war im Datensatz von Trade Dimensions, den wir für die über den Untersuchungsraum 

hinausgehenden Betriebe verwenden, nicht enthalten. Dies hat allerdings keine Auswirkun-

gen auf das Ergebnis, da sich daraus keine andere Abgrenzung des Einzugsgebiets ergeben 

würde und er sich auch nicht innerhalb des Einzugsgebiets des Vorhabens am Standort 

Oberer Rotenberg befindet. Innerhalb des Einzugsgebiets wurde eine umfassende Vor-Ort- 

Erhebung durchgeführt. Auch ist die Aussage weiterhin nicht falsch, dass der nächste 

gelegene zentrale Versorgungsbereich die Innenstadt ist, da der Standort rund um Edeka 



19/26 

 

Pinschmidt im Masterplan zur Einzelhandelsentwicklung in der Universitätsstadt Marburg 

nicht als zentraler Versorgungsbereich ausgewiesen ist.“ 

 
Abb 5b. Zweite Marktanalyse „Verträglichkeitsgutachten“ Stand 23.11.2023, Abb. 13, Dr. Lademann, Hamburg, Anlage 13 

Selbstverständlich ist dies ergebnisrelevant insofern, dass der geplante Lebensmittel-

markt schlicht überflüssig und unrentabel ist. Und eben doch ist die Aussage zum 

nächstgelegenen zentralen Versorgungsbereich falsch, es ist eben nicht die Innenstadt in 

2,5 km Entfernung, sondern zum einen Edeka ehemals Pinschmidt, jetzt Onley in 

Ockershausen in 1,5 km und zum anderen der Ortskern Marbach in 1,1 km mit Bäcker, 
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Tankstelle, Apotheke, Post, Arzt und Zahnarzt, zwei Kindergärten und Grundschule und 

drittens der Bereich Wilhelmsplatz mit ReWe u.a. in 1,4 km. „Zentraler Versorgungsbereich“ 

ist ein raumordnungsrechtlich durch den Landesentwicklungsplan Hessen wohldefinierter 

Oberbegriff für die vier Hierarchiestufen Oberzentrum, Mittelzentrum, zentrale Ortsteile der 

Grundzentren (=örtliche Zentren) und integrierte Versorgungslage. Nach diesen Kriterien 

entscheidet sich u.a. die Zulässigkeit des geplanten großflächigen Einzelhandels.  

Dr. Michael Kopatz hat hier nicht nur das Parlament, sondern die gesamte Öffentlichkeit 

getäuscht und so eine korrekte politische Willensbildung von vorneherein vereitelt. Denn 

der Großteil der Adressaten wird nur das Ergebnis eines Gutachtens zur Kenntnis nehmen, 

wie es auch in zusammenfassenden Darstellungen wiedergegeben wird, aber nicht Schritt 

für Schritt den Weg zum Ergebnis nachvollziehen.  

Dr. Kopatz belog die StVV vom 15.11.2024 in VO/2264/2024 vom 21.10.2024 zu TOP 

Ö19/Ö20, Seite 1, Abs. 2, Zeile 6-7: 

„Ziel ist es, den Lebensmittelmarkt für den Marburger Stadtteil Marbach und die im 

Einzugsgebiet liegenden Stadtteile zu errichten. Der geplante Marktstandort liegt zentral in 

einem aktuell unterversorgten Bereich und trägt somit zu einer umfassenden 

Grundversorgung für die bisher unterversorgten Stadtteile bei.“ 

„Zentrale Lage“ ist offensichtlich Lüge, denn der Standort befindet sich in äußerster 

Randlage im nordwestlichsten Eck und zudem am höchsten Punkt der Siedlungslage 

Marbach. „Grundversorgung“ ist Lüge, denn der geplante Markt erfüllt insbesondere nicht –

auch nicht mit der geplanten Busanbindung - die aus dem Raumordnungsrecht wohldefi-

nierten Kriterien der Erreichbarkeit, der Größe des nahversorgten Bereiches und des 

Grundversorgers. Was genau hier Erreichbarkeit und grundversorgtes Gebiet sind, ist in 

Anlage 13 hergeleitet. Geplant ist klar ein zentraler Versorgungsbereich in der zweitgrößten 

von 4 möglichen Ausprägungen, nämlich ein Mittelzentrum der Einzelhandelsversorgung 

und zentraler Versorgungsbereich mit Vollsortiment von ca. 15.000 Warenartikeln. 

Durchschnittlich kommen in Deutschland Stand 2023 17.857 Vollsortimenter auf 84,08 Mio. 

Einwohner, also einer auf 18.400 Einwohner (EHI Retail Marktanalyse, Berichtzeitraum 

2023). Der avisierte Einzugsbereich gibt aber selbst in der Darstellung der Stadt nur 7.000 

bis 8.000 Einwohner (Seite 2, Abs. 1, Anlage 9) her. Die Versorgungslage des avisierten 

Einzugsbereichs in Marbach und Wehrshausen ist auch seit 50 Jahren dieselbe. Anwohner 

und Eigentümer haben sich extra dort niedergelassen, genau weil sie keine Betriebsamkeit 
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und Verkehr, keine bauliche Verhunzung, Vermassung und Verlärmung, sondern Ruhe und 

Naturnähe haben wollten. Andernfalls hätten sie ihre Wohnung in Innenstadtbereichen 

gewählt. Im Gegenteil ist die Versorgungslage durch Internethandel, Lieferdienste, mobile 

Pflegedienste und Fortschritte bei Konservierung und Selbsterzeugung von Lebensmitteln 

gerade in den letzten 10 Jahren deutlich besser geworden. 

 

V 

Durch diese vier jeweils selbständig tragenden und wiederholt vorgetragenen Lügen wird 

dem Projektierer und derzeitigen Grundstückeigentümer ein Vorteil in Höhe der oben 

erwähnten ca. 2 bis 5 Mio. € Planungsgewinn zugeschustert. Der Brutto-Planungsgewinn ist 

die Differenz aus Kaufpreis bzw. dem Grundstückswert als vormals landwirtschaftliche 

Fläche mit ggf. Bauerwartung und dem Grundstückswert nach Ausweisung als Bauland 

durch Bebauungsplan bzw. dem letztlich erzielten Verkaufspreis. Dieser Brutto-

Planungsgewinn wird auf alle Akteure verteilt, die bei solchen Machenschaften 

mitschneiden, also Planungsbüros, Gutachter, Vermittler. Typischerweise entfallen beim 

Endpreis für die fertige Immobilie nur deutlich unter der Hälfte auf Baukosten und den 

Einkaufspreis des Grundstücks, der Rest einschließlich Preissteigerung des Grundstücks sind 

 
Abb. 6a Bodenrichtwerte 2020 aus BORIS-Hessen, eingegangen sind hier die Jahre 2018, 2019 
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Abb. 6b Bodenrichtwerte 2022 aus BORIS-Hessen, eingegangen sind hier die Jahre 2020, 2021 
 

Abb. 6c Bodenrichtwerte 2024 aus BORIS-Hessen, eingegangen sind hier die Jahre 2022, 2023 
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Planungskosten und der Gewinn des Projektierers. Insgesamt sind nunmehr, Stand 

30.10.2025, von den 18.392 m² Grundstücksfläche im Eigentum der Werner Gruppe 13.298 

m² Bauland, auf denen 7.392 m² Gebäudegrundfläche mit 16.604 m² Bruttogeschossfläche 

zulässig sind, davon 9.254 m² Wohnfläche und 2.174 m² Verkaufsfläche des Einzelhandels. 

Sämtliche Kaufverträge werden bekanntlich den Gutachterausschüssen (§§ 192-199 BauGB) 

vorgelegt. Aus den Transaktionen der jeweils letzten 2 Jahre und ggf. allgemeiner 

Wertsteigerung wird der Bodenrichtwert ermittelt. Erfreulicherweise ist explizit nur für das 

Gärtnerei Philipps-Gelände eine eigene Preiszone verfügbar, sodass hier nur die Zukäufe der 

Werner-Projekt-  

entwicklung von Philipps eingegangen sein können. Ist das Gärtnereigelände in diesen 

Jahren noch als Bauerwartungsland einzustufen, geht aus dem unmittelbar angrenzenden 

reinen Wohngebiet der Preis für fertiges Bauland hervor. Die Preisdifferenz, welche dem 

Planungsgewinn nahekommt, beträgt 2020 pro m² Grundstücksfläche 300 € - 60€ = 240 €, 

2022 360 € - 75 € = 285 € und 2024 380 € - 100 € = 280 €. Dr. Spies sagte aus, zum Zeitpunkt 

des Eigentümerwechsels hätten die Voraussetzungen für gemeindliches Vorkaufsrecht nicht 

vorgelegen. Eine solche ist der Aufstellungsbeschluss für die Flächennutzungsplanänderung 

vom 22.11.2019. Daraus folgt dieses als spätestes mögliches Datum für den Grundstücks-

erwerb durch Wernerprojekt. Laut negativer Eigentümerauskunft vom 21.02.2019 liegt das 

früheste mögliche Datum einige Wochen vorher, unter Berücksichtigung der Verzögerung 

von Kaufvertrag bis Eintragung ins Grundbuch. Mithin erscheint es ausgesprochen 

wahrscheinlich, dass die Werner-Projektentwicklung Grundstücke zum für 2018 und 2019 

ausgewiesenen Richtwert von 60 €/m² von Philipps erwarb. 

Geht man in konservativer Schätzung im (3.883 m² + 1.982 m² + 457 m² =) 6.322 m² 

Wohn- und Mischgebiet von 200 €/m² Planungsgewinn und im 6.976m²-Sondergebiet für 

Lebensmittelmarkt von 100 €/m² Planungsgewinn aus, so beträgt dieser 1.962.000 €. Die 

Grün- und Verkehrsflächen sind hier bereits außer Ansatz. Legt man im Wohn- und 

Mischgebiet gar die ausweislich Bebauungsplänen realisierbare Geschossfläche zugrunde 

ergibt sich ein noch höherer Planungsgewinn. Bei durchschnittlicher GFZ von 1,46 in WA, 

Mi1, Mi2 auf dem Gärtnereigelände und Bodenrichtwert 2020 = 60 €/m² Grundstücksfläche 

entsprechend 41 €/m² Geschossfläche versus GFZ = 0,6 und Bodenrichtwert = 300 €/m² im 

benachbarten Marbacher Reinem Wohngebiet entsprechend 500 €/ m² Geschossfläche 
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beträgt die Wertsteigerung sogar (3.883 × 1,5 + 1.982 × 1,5 + 457 × 1,0) m² × 459 €/m² ≈ 

4.2 Mio € zuzüglich der 0,7 Mio € Wertsteigerung der Supermarktfläche dann 4,9 Mio €. 

Auf den bei Philipps verbleibenden 1.485 m² sind 594 m² Gebäudegrundfläche mit bis 

1.600 m² Bruttogeschossfläche mit bis 1.188 m² Wohnfläche und bis 270 m² Verkaufsfläche 

zulässig. Eingeschlossen ist das Bestands-Wohnhaus.  

Es ist auch davon auszugehen, dass in Kenntnis von I-IV die politische Willensbildung zu 

einem anderen Ergebnis, nämlich der Ablehnung des mit 2.444 m² Verkaufsfläche für den 

behaupteten Grundversorger maßlos überdimensionierten Einzelhandels, gekommen wäre. 

Es sind dies die Kenntnisse I) der wahren Eigentumsverhältnisse – der Stadt und ihren 

Gesellschaften gehört dort gar nichts – II) die Stadt übernahm für einem fremden Dritten 

Planungskosten zwischen 15.000 und 150.000 €, Vermarktungskosten und Abrisskosten bis 

130.000 €,  III) Die Stadt kann sich nahezu immer durch Satzung ein Vorkaufsrecht an 

Grundstücken mit Bauerwartung in Ihrem Gebiet einräumen, IV) Einzugsgebiet und 

Erreichbarkeit eines Lebensmittelmarktes sind keine beliebig wandelbaren 

umgangssprachlichen Ausdrücke, sondern durch Raumordnungsrecht, Gewerberecht und 

Marktanalyse nach klaren Kriterien bestimmte Begriffe und nachvollziehbar ermittelbar. Für 

die geplante Auslegung sind sie nicht gegeben. 

Es macht einen fundamentalen Unterschied im Verhältnis von Leistung und Gegen-

leistung, ob die der Stadtverordnetenversammlung zum Beschluss unterbreitete Wert-

steigerung durch Baulandausweisung auch – wie von Drs. Kopatz und Spies behauptet –, 

oder gar ausschließlich - wie von Drs. Spies am 22.11.2019 (Anlage 7) behauptet -, Flächen 

bereits im Eigentum der Stadt einschließt, oder - wie tatsächlich - ausschließlich Flächen im 

derzeitigen Privateigentum betrifft. Jeder einzelne Stadtverordnete musste auch davon 

ausgehen, dass jeweils in den Beschlussvorlagen der neuste Kenntnisstand der Stadt über 

ihr eigenes Grundeigentum genannt war und demgegenüber die Angaben des Planungs-

büros in der textlichen Begründung zum Bebauungsplan veraltet waren. Angesichts der 

Verzögerung zwischen Eigentumsübergang, Eintragung ins Grundbuch und elektronischer 

Verfügbarkeit der Eigentümerinformation beim Amt für Bodenmanagement bzw. 

Veröffentlichung der Jahresabschlüsse der SEG stand den Stadtverordneten auch schlicht 

keine andere Erkenntnisquelle offen.  
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Letztlich als Ausfluss ihrer planerischen Hoheit (§ 1 BauGB) resultieren planungsbedingte 

Werterhöhungen des Bodens (Legaldefinition in § 154 BauGB) von Bauerwartungsland zu 

Bauland als gesonderte Vermögensmasse der Stadt. Das Kontingent realisierbarer 

Bodenwertsteigerungen ist endlich, begrenzt durch die Größe des Stadtgebietes abzüglich 

des bereits existenten Baulandes, sowie durch die tatsächlichen und rechtlichen 

Möglichkeiten. Wesentliche Orientierung geben die Siedlungs-, Ortsabrundungs- und 

Gewerbeflächen mit oder ohne Zusatz „Planung“ aus dem Regionalplan. Eine gegebene 

Fläche kann auch nur einmal einen Sprung auf eine gegebene planungsrechtliche 

Qualitätsstufe erfahren, etwa von Acker- zu Wohnbauland.  

Die Verfügung über diese Vermögensart geschieht in vier Stufen (§§ 2, 3, 10 BauGB): 

Jeweils Aufstellungsbeschluss, Offenlegungsbeschluss und Satzungsbeschluss durch die 

Stadtverordnetenversammlung und viertens Bekanntmachung durch den Oberbürger-

meister. Jeder der vier Schritte ist zwingend erforderlich. Vorgelagert können 

Rahmenplanungen, Konzeptbeschlüsse und Absichtserklärungen sein. Der Gesetzgeber hat 

zwar einerseits die willkürliche Begünstigung von Grundeigentümern durch wertsteigernde 

Bauleitplanung ermöglicht. Andererseits enthält das BauGB eine Fülle von Instrumenten, mit 

welchen die Gemeinde zumindest Teile dieser gemeinschaftsschädlichen Sondervorteile und 

Monopolprofite abschöpfen kann. Zu nennen sind hier die Vorkaufsrechte aus §§ 24-28, wie 

gegenständlich der städtebauliche Vertrag (§ 11) – jedoch in der konkreten Ausgestaltung 

höchstwahrscheinlich unter den Möglichkeiten, zumal die Vollform des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan (§ 12) nicht gewählt wurde -  und explizit die Vereinnahmung eines 

Ausgleichsbetrages für Planungsgewinne nach § 154 BauGB insbesondere aus dem Verweis 

in § 169 BauGB im Rahmen einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme (§§ 165-171). 

Jeder dieser Schritte – in der Projektentwicklung nennt man so etwas Meilensteine – für 

sich genommen bedingt schon eine Bodenwertsteigerung. Zudem ist jeder Schritt 

zwingende Vorrausetzung für die insgesamt resultierende Wertsteigerung. 

Die erwiesenen Lügen von Dr. Spies in der Vorlage zur StVV vom 22.11.2019 (Ja 38: SPD, 

CDU, Linke, BfM, Piraten; Nein 3: FDP/MBL; Enthaltung 8: Grüne) und von Dr. Kopatz in der 

Vorlage zur StVV vom 15.11.2024 (Ja 34: Grüne, SPD, MaLiPi, Klima, Linke, AfD; Nein 15: 

CDU/FDP/BfM; keine Enthaltungen) haben in der durchaus kontroversen (Mehrheits-)Lage 

erst den Ausschlag zu entsprechender Beschlussfassung und den ersten sukzessiven 
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Wertsteigerungen gegeben. Die Begünstigung der Werner-Gruppe durch Planungsgewinne 

wäre sonst schon an der Einleitung der Bauleitplanung gescheitert. Im dritten Schritt, mit 

hinsichtlich zentraler Lage, Grundversorgereigenschaft und Unterversorgung sicher 

lügenbehafteter, hinsichtlich Eigentumsverhältnisse vorbehaltlich des tatsächlichen Datums 

des Eigentümerwechsels lügenbehafteter Vorlage, am 26.09.2025 stimmten Ja 31: Grüne, 

SPD, Klima, Linke, AfD; Nein 7: FDP, Göttling, MaLiPi; Enthaltung 12: CDU, BfM. Nunmehr ist 

die öffentliche Bekanntmachung des Bebauungsplans durch Thomas Spies das letzte 

Hindernis zum vollen Planungsgewinn bei Baureife. 

Spätestens dann, mit In-Kraft-Treten des Bebauungsplans werden die ca. 2 bis 5 Mio. € 

Planungsgewinn in den Händen der Werner-Projektentwicklung zu Lasten der öffentlichen 

Hand der Marburger Bürger manifest. Es ist auch nicht das erste Mal, dass die Stadt 

Marburg Investoren Planungsgewinne zuschustert. Dieses Schadverhalten zeigt sie seit 

Jahrzehnten. Die entsprechenden Akteure wissen sehr genau, was sie tun, weil genau der 

Umgang mit Grundstücken und Bauprojekten ihr alltäglicher Job ist.  

Angesichts sich jüngst häufender Vorfälle weise ich nur ausgesprochen hilfsweise auf die 

EU-Whistleblower-Schutzrichtlinie 2019/1937 und das Hinweisgeberschutzgesetz hin. 

 

Vielen Dank und Grüße 

Andreas Matusch 


